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Wir Ilcxibilisicrcn
uns zu Tode
Gegen. das wachsende
Wissenschaftsprekaria t
an den Universitäten
gibt es ein einfaches
Mittel: Verschlankt
die Verwaltungen und
gebt Wissenschaftlern
feste Verträge!
Von Björn Brembs
und Axel Brennicke

Kürzlich beschrieb Noam Chomsky
• •. die Ursachen. f~r den Niede~gim~

der ökonomisierten amenkam-
sehen Universitäten. Werde eine Universi-
tät in ein Unternehmen umfunktioniert,
so habe dies regelmäßig mehrere Folgen:
Das Prekariat der zeitlich befristeten Uni-
versitätsangestellten wächst, die Verwal-
tung wuchert und die Verschuldung der
Studenten steigt. Am Ende steht-der Ver-.
lust der finanziellen Unabhängigkeit aller
Beteiligten und der Abschied vom aufklä-
rerischen Bildungsideal. . .

Chomsky erinnerte auch daran, dass
eine klassische Strategie der Kostensen-
kung und Kontrolle die Verunsicherung
der Angestellten sei. Er zitierte aus einer
Rede von Alan Greenspan vor dem ameri-
kanischen Kongress, in der dieser offen
die Unsicherheit des Angestellten als Fak-
tor der Produktivitäts steigerung empfahl.
Es ist exakt das Geschäftsmodell,nach
dem auch die staatseigene deutsche Uni-
versität handelt. Unter dem schönfärberi-
sehen Schlagwort Flexibilisierung schafft
sie Unsicherheit bei den Wissenschaft-
lern und zu deren Kontrolle fördert sie
das 'Wachstum eines unabhängigen Ver-
waltungsappara ts .
. In der deutschen Hochschuldiskussion

wird oft scheinheilig über den Atlantik ge-
blickt und wahlweise das amerikanische
Ideal hochgehalten oder vor "amerikani-
sehen Verhältnissen" gewarnt.· Was wir ! .

brauchen, ist eine an Tatsachen orientier-
te Politik. Die deutsche Hochschulent-
wicklung der letzten Jahre schlägt sich in
den Zahlen des Statistischen Bundesam-
tes nieder, besonders in.der unterschiedli-
chen Entwicklung von Wissenschafts-
und Verwaltungspersonal. .

Das löbliche Ziel der Exzellenzinitiati-
ve und des Hochschulpaktes war, dass es
den Universitäten endlich einmal besser-
gehen sollte - und nicht von Jahr zu Jahr .
schlechter wie in der Vergangenheit. Die

.Politik kündigte zusätzliche Mittel an,

führt, gerade so wie -in Forschung und
Lehre? Auch diese Erwartung.wird ent-

. täuscht. Beim Verwaltungspersonal wur- .
de die Quote der unbefristet Beschäftig-
tensogar noch' deutlich erhöht, von gut
siebzig Prozent im Jahr 2015 auf sagenhaf-
te 75 Prozent im Jahr 2012. Nur einer von
vier Arbeitnehmern in der Verwaltung ist
flexibel angestellt, in der Wissenschaft
sind es fast zwei von dreien.

Von 2005 bis 2012 wurden für jede un-
befristete Stelle in Forschung und Lehre
durchschnittlich 3,7 unbefristete Verwal-:
tungsstellen geschaffen. Entsprechend
hat sich das Betreuungsverhältnis um sie-
ben Studenten pro unbefristeter Wissen-

. schaftlerstelle verschlechtert, aber ledig-
liehum 2,7 Studenten pro Verwaltungs an-
gestelltem. Da liegen Gewinner und Ver:
lierer klar auf der Hand. Die deutlichsten
Verlierer sind die Studenten, die weniger
Betreuer haben als vorher. Dicht gefolgt
von den Wissenschaftlern, die bei gesun-
kenen Aussichten' auf einen festen Ver-
trag auch noch mehr Arbeiten korrigie-
ren müssen. Eindeutige Gewinner sind
die Verwaltungsangestellten.

Im Vergleich gibt dies sehr zu denken.
In Deutschland kann offenbar eine inter-
national konkurrenzfähige Wissenschaft
mit all ihrem Spezialwissen von lediglich "
60 438 Menschen auf Dauer gesichert
werden. Und für diese Wissenschaftler
muss anscheinend mehr als die doppelte
Zahl (nämlich 135 897) von Verwaltern
auf Dauer arigestellt werden.

Ein einfacher Weg der Reform.
Deutschland hat diesen Weg in den letz-
ten Jahren keineswegs im Alleingang be-

.,schritten. Die Parallelen zu großen Wis-
senschaftsnationen wie" Großbritannien
oder den Vereinigten Staaten sind offen-
sichtlich. Am dramatischsten sind die
Konsequenzen dieses Prozesses für die
Studienabgänger auf der Suche nach An-
.stellurig in der Wissenschaft. Die Spitze
des Eisbergs sind Wissenschaftsskandale,
in die oft Nachwuchswissenschaftler in-
volviert-sind. Sei dies die junge Stamm-
zellforscherinHaruko Obokata; deren
Mentor sich nach Auffliegen ihrer Mani-
pulationen das Leben nahm, oder die Bio-
login Felisa Wolfe-Simon, die ihrem Bak-
terienstamm den Namen GFAJl gab:
Give Felisa ajob. '

. Parallel zur Ökonomisierung der Urii- .
versitäten steigt die. Zahl der Publikatio-
nen, die wegen Manipulation oder schwe-
ren Fehlern zurückgezogen werden, so ra- •
sant, dass bei fortgesetzter Entwicklung
im Jahr 2045 für jeden publizierten Arti-
kel einer zurückgezogen werden müsste.
Im Jahr 2010 erschoss die Biologin Amy

. Bishop im der Universität Alabama jn ei-
nem Amoklauf drei Kollegen, die ihr eine
feste Stelle mit dem Argument verweigert



Politik kündigte zusätzliche Mittel an,
zum einen für exzellente Forschung, zum
anderen, um dem Anstieg der Studenten-
zahlen gerecht zu werden. In der Tat stieg .
die Studentenzahl von 2005 bis 2012 um

. eine gute halbe Million auf 2,5 Millionen.
Die blanken Zahlen des hauptberuflichen
Personals in Forschung und Lehre mit
Vollzeitbeschäftigung wirken zunächst er-
freulich: Ihre ZaW stieg um mehr als
26000 auf über 142 000. Prozentual sank
aber die Zahl der Wissenschaftler pro Stu-
dent. Ein Wachstum von 18 Prozent steht
hier gegen eines von 25 Prozent. ,

Besonders brisant werden die Zahlen,
wenn man die Mitarbeiter nach Beschäfti-
gungsverhältnis aufschlüsselt und nach
der Art ihres Arbeitsvertrags fragt. Hier
stieg die ZaW befristeter Verträge von
fünfzig Prozent auf fast 58 Prozent. Das
wirkt überschaubar, aber der fatale Trend
setzt sich beschleunigt fort. Von 2005 bis
2012 wurden durchschnittlich zehn befris-
tete für jede unbefristete wissenschaftli-
che Stelle geschaffen. Bald sind zwei Drit-
tel aller Vollzeitwissenschaftler an deut- '
sehen Universitäten in prekären Anstel-
lungsverhältnissen. Und schließlich alle.

Vor solchen ZaWen verweisen Verwal-
tungen und Politiker gerne auf die Bedeu-
tung der Flexibilität. Wissenschaftler soll-
ten in ihrer Laufbahn an möglichst vielen
Universitäten arbeiten, um stetig neue Er-
fahrungen in der dynamischen modernen
Forschung zu sammeln. Langfristige Be-
schäftigung führe nur zur Ansammlung
von "Totholz", wie unspektakulär' for-
schende Kollegen an amerikanischen Uni-
versitäten genannt werden, und behinde-
re den Fortschritt einer Wissenschaft im
Drei-jahresrhythmus, Kontinuität in For-
schung und Lehre sind hier offenbar von
untergeordnetem Interesse.

'Sagenhafte Verwaltungsquoten
Lässt sich dieses Argument aber nicht ge-
nauso auf die Verwaltungsstrukturen an-
wenden? Benötigen die Universitäten
nicht auch eine schlanke, effiziente Ver-
waltung, die 'dynamisch auf wechselnde
Aufgaben reagiertrFordern die wachsen-
de Vielfalt der Fördermittel, die wuchern-
den Verwaltungsvorschriften und die
schwailkenden Studentenzahlen .nicht
eine flexible modernisierte Verwaltung
mit wenigen Zeitangestellten?

Die Zahlen von 2012 sprechen eine
ganz andere Sprache. Jeder vollzeitbe-
sehäftigte Wissenschaftler einer deut-
schen Universität wird im Schnitt von
1,28 Personen verwaltet. Von diesen
182255 Verwaltungsangestellten müssen
lediglich 25 Prozent um ihre Fortbeschäf-
tigung bangen, gegenüber mehr als fünf-
zig Prozent in Forschung und, Lehre. In
der Universitätspolitik wird offenbar mit
zweierlei Maß gemessen. Aber haben

, Exzellenz-Initiative und Hochschulpakt -
nicht zumindest zu einer Verschlankung
und Flexibilisierung der Verwaltung ge-

feste Stelle mit dem Argument verweigert
hatten, sie publiziere nicht genug. Der un-
barmherzige Konkurrenzkampf zwingt
den Nachwuchs, Ergebnisse möglichst
hoch in einer Zeitschriftenhierarchie zu
plazieren, die jedweder Grundlage ent-
behrt, und gleichzeitig möglichst teure
Experimente zu beantragen, um die Uni-:
versitäten mit möglichst großen Drittmit-
telforderungen zu finanzieren. Diesen
Herbst nahm sich der Mediziner Stefan
Grimm vom Imperial College in Großbri-

, tannien das_Leben, weil ihm bei Kündi-
gungsdrohung gesa:gt wurde, er müsse in
den nächsten zwölf Monaten unbedingt
200 000 Pfund Fördergelder einwerben.

Die Ökonomisierung des internationa-
len Universitätsbetriebes hat dazu ge-
führt, dass nur Wissenschaftler eine Stel-
le bekommen, die teure Forschung gut
verkaufen können. Ob diese Verkäufer
auch verlässliche Wissenschaft machen,
ist reine Glückssache. Und wenn man
durch Glück eine unbefristete Stelle ergat-
tert, hängt das Gehalt auch davon ab, wie
teuer die betriebene Forschung ist. Dritte

. mittelerfolge können nach der neuen
W-Besoldung eine Gehaltserhöhung be-:
gründen.

Die Zeichen stehen auf Sturm. Einige
Anzeichen stimmen jedoch verhalten opti-
mistisch. So lassen sich die Strukturen
weitgehend innerhalb der akademischen
Institutionen reformieren, so dass selbst
mit bescheiden erhöhten Mitteln der öf-

, ,fentlicheri Hand viel bewegt werden könn-
te. Zum Beispiel. kann nach einer Ver-
schlankung der Verwaltung das über-
schüssige Personalbudget der Verwaltung
auf das wissenschaftliche Personal umge-
legt werden, so dass nur die Gehaltsdiffe-
renzen ausgeglichen werden müssten.

Das achselzuckende Argument der
Funktionäre, dass für Wissenschaftler kei-:
ne Planstellen vorhanden seien, ist faul,
da in den Verwaltungen Planstellen im
Überfluss geschaffen werden, die für die
Wissenschaft umgewidmet werden könn-
ten. Das würde die wissenschaftliche Leis-
tungsbilanz der Universitäten dramatisch
verbessern. Gerade weil die regelmäßi-
gen Verschlankungskuren der Privatin-
dustrie an den öffentlichen Universitäten
nicht möglich sind, müssen diese beson-
ders allergisch auf unnütze Expansion
der Administration auf Kosten ihres wis-
senschaftlichen Kerns reagieren.

Doch selbst wenn Mittelumwidmungen
die schwierige Situation der Universitä-
ten lindern würden, wird man um eine ad- .
äquate Grundfinanzierung von For-
schung und Lehre nicht herumkommen,

.wenn man verlässliche Wissenschaft und
eine gut ausgebildete, kritische und mün-,
dige Bevölkerung will. Öder haben die Po-
litiker unseres Landes dieses Ziel schon
aufgegeben?
Björn Brembs lehrt Neurobiologie an der Universi-
tät Regensburg, Axel Brennicke lehrt Botanik an
der Universität Ulm. .


